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Abstract: In vielen entwickelten Wohlfahrtsstaaten ist ein Wandel zu einem 
aktivierenden Wohlfahrtsstaat zu beobachten, welcher durch einen Rückbau 
von dekommodifizierenden Maßnahmen bei gleichzeitigem Fokus auf eine 
(Re-)Kommodizifierung von Arbeitskraft charakterisiert ist. Anhand der sozial-
staatlichen Entwicklung in Deutschland argumentiere ich, dass ungleiche poli-
tische Responsivität gegenüber verschiedenen sozialen Klassen als ein Faktor 
zum Verständnis dieses Wohlfahrtsstaatsumbaus beiträgt. Mithilfe einer empi-
rischen Untersuchung der bedeutenden Arbeitsmarkt- und sozialpolitischen 
Reformen seit 1980 wird gezeigt, dass die wegweisenden politischen Entschei-
dungen dieses Umbaus maßgeblich den Präferenzen oberer sozialer Klassen 
folgten, während sozial Schlechtergestellte ihre Forderungen nur verwirklicht 
sahen, wenn sie mit denen der Bessergestellten übereinstimmten. Die Forde-
rungen unterscheiden sich insbesondere in Bezug auf den Rückbau traditionel-
ler Absicherung sowie Maßnahmen, die Aktivierung durch Sanktionen herbei-
führen – „fördernde“ Aktivierungsmaßnahmen dagegen finden eine breite 
Zustimmung in allen gesellschaftlichen Gruppen. Die Orientierung politischer 
Entscheidungen an den sozial Bessergestellten führt also nicht per se zu einem 
sozialstaatlichen Rückbau, sondern zu einem Umbau mit komplexen Vertei-
lungswirkungen. 

Schlüsselwörter: Politische Repräsentation, Responsivität, sozialstaatlicher 
Wandel, Ungleichheit, Sozialinvestitionen 

1 Einleitung 
Demokratische Wohlfahrtsstaaten sind in den letzten Jahrzehnten einem zu-
nehmenden Druck ausgesetzt, da sie gleichzeitig mit enger werdenden fiskali-
schen Handlungsspielräumen und neuen sozialpolitischen Bedarfslagen kon-
frontiert sind. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen ist in vielen 
europäischen Wohlfahrtsstaaten ein Wandel zu einem aktivierenden Wohl-
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fahrtsstaat zu beobachten (Bonoli 2013; Esping-Andersen 2002; Morel et al. 
2012; Palier 2006), der durch einen Rückbau von dekommodifizierenden Maß-
nahmen bei gleichzeitigem Fokus auf eine (Re-)Kommodizifierung von Arbeits-
kraft gekennzeichnet ist (Gingrich/Ansell 2015). Diese Reformentwicklung bein-
haltet allerdings nicht bloß einen Rückbau sozialstaatlicher Maßnahmen und 
Programme. Vielmehr findet vielerorts ein Umbau statt, der durch eine Ver-
schiebung weg von einer vornehmlich absichernden Sozialpolitik und hin zu 
einer stärkeren Förderung der Beschäftigungsfähigkeit und (negativen) Anrei-
zen zur Arbeitsaufnahme charakterisiert ist.  

Dieser Entwicklungstrend wirft die Frage auf, welche politischen Faktoren 
diese „Aktivierungswende“ begünstigen beziehungsweise hemmen (Bonoli 
2013; Hemerijck 2017). Anhand einer empirischen Untersuchung der deutschen 
Reformentwicklung seit den 1980er Jahren wird in diesem Beitrag argumentiert, 
dass die selektive Responsivität politischer Entscheidungsträger/-innen zuguns-
ten oberer sozialer Klassen als ein wichtiger Faktor zum Verständnis dieses 
Umbaus beitragen kann. Auch in Deutschland haben spätestens die Renten- 
und Arbeitsmarktreformen seit der Jahrtausendwende zu einem grundlegenden 
sozialstaatlichen Strukturwandel geführt, der vor allem durch das Paradigma 
der „Aktivierung“ geprägt ist (Lessenich 2012), weshalb sich der deutsche Fall 
gut für eine solche Untersuchung eignet.1  

Aufbauend auf einer selbst erstellten Umfragedatenbank, die Informatio-
nen zur öffentlichen Meinung zu mehreren hundert Reformvorschlägen enthält, 
kann gezeigt werden, dass die wegweisenden politischen Entscheidungen des 
sozialstaatlichen Umbaus maßgeblich den Präferenzen bessergestellter Berufs-
gruppen folgten, während Arbeiter/-innen und einfache Angestellte ihre Forde-
rungen nur dann verwirklicht sahen, wenn sie mit denen der Bessergestellten 
übereinstimmten. Dabei unterscheiden sich die politischen Forderungen insbe-
sondere in Bezug auf den Rückbau traditioneller sozialstaatlicher Programme 
sowie Maßnahmen, die Aktivierung durch Sanktionen herbeiführen – „fördern-
de“ Aktivierungsmaßnahmen dagegen finden eine breite Zustimmung in allen 
gesellschaftlichen Gruppen. So basierte auch die Ausweitung sozialinvestiver 
Dienstleistungen, wie beispielsweise der Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen, 
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auf einem breiten gesellschaftlichen Konsens, wohingegen die Aktivierung 
durch negative Anreize und der Rückbau der traditionellen Sozialversiche-
rungsprogramme einseitig die Präferenzen oberer sozialer Klassen widerspiegel-
te. Die systematische Verzerrung politischer Entscheidungen zugunsten der 
sozial und ökonomisch Bessergestellten führt somit zu einem spezifischen, auf 
Aktivierung fokussierenden Sozialstaatsumbau. Die verteilungspolitischen 
Auswirkungen dieser Aktivierungswende sind in der Literatur nicht unumstrit-
ten. Während einige Autorinnen und Autoren betonen, dass mithilfe der Förde-
rung von Beschäftigungsfähigkeit soziale Integration und Armutsbekämpfung 
gelingen kann (Morel et al. 2012), sehen skeptischere Beobachter/-innen in der 
Aktivierungspolitik vor allem ein Instrument, um möglichste viele Menschen in 
– häufig schlecht bezahlte – Jobs zu zwingen und die Dualisierung von Ar-
beitsmärkten voranzutreiben (Bonoli/Natali 2012: 9–10; Palier/Thelen 2010). 
Gleichzeitig zeigen verschiedene empirische Studien, dass die obere Mittel-
schicht überproportional von sozialinvestiven Programmen zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf profitiert (OECD 2011; Pavolini/Van Lancker 2018; Van 
Lancker 2013), wohingegen gerade untere Schichten auf absichernde Sozialpoli-
tik angewiesen sind. Insgesamt kann deshalb davon ausgegangen werden, dass 
der beobachtete Umbau tendenziell ökonomische Ungleichheit weiter ver-
schärft (siehe hierzu auch Seeleib‐Kaiser (2016) für eine Betrachtung Deutsch-
lands). 

Der Artikel ist wie folgt aufgebaut: Der nächste Abschnitt gibt einen Über-
blick über die reformpolitische Entwicklung in Deutschland seit 1980 und iden-
tifiziert die wichtigsten Reformentscheidungen, welche die ‚Aktivierungswende‘ 
in Deutschland maßgeblich beeinflusst haben. Im anschließenden Literatur-
überblick diskutiere ich Argumente aus der vergleichenden Wohlfahrtsstaats-
forschung, die vor dem Hintergrund sozialstruktureller Veränderungstrends 
davon ausgehen, dass die politischen Konflikte um Umfang und Ausgestaltung 
von Sozialpolitik zunehmend multidimensional geworden sind, gleichzeitig 
aber weiter entlang von Klassenlinien verlaufen. Dabei wird aufgezeigt, inwie-
fern eine Verbindung dieser Argumente mit Befunden aus der empirischen 
Responsivitätsforschung unser Verständnis von wohlfahrtsstaatlichem Wandel 
erweitern und vertiefen kann. Im nächsten Abschnitt wird die Datengrundlage 
der empirischen Analyse vorgestellt, bevor anschließend die Befunde vorge-
stellt und diskutiert werden. Der Beitrag schließt mit einer kritischen Diskussion 
der Ergebnisse. 
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2 Arbeitsmarkt- und sozialpolitische 
Entwicklungen seit 1980 

Der deutsche Sozialstaat hat in den letzten Jahrzehnten einen tiefgreifenden 
Wandel erfahren. Galt der prototypische Repräsentant eines Bismarck‘schen 
Sozialversicherungsstaates in den 1990er Jahre vielen Beobachterinnen und 
Beobachtern noch als „frozen welfare state landscape“ (Esping-Andersen 1996: 
24) und kaum reformierbar, so haben spätestens die Renten- und Arbeitsmarkt-
reformen seit der Jahrtausendwende zu einem grundlegenden Strukturwandel 
geführt, der vor allem durch das Paradigma der „Aktivierung“ geprägt ist 
(Lessenich 2012). Der folgende Abschnitt gibt einen Überblick über den polit-
ökonomischen Kontext und die Reformpolitik seit den 1980er Jahren. Mithilfe 
dieses Überblicks kann die spätere Analyse der Sozialpolitik in Bezug auf die 
politische Responsivität eingeordnet und bewertet werden. Dabei fokussiert die 
Darstellung der sozialpolitischen Entwicklung auf die Politikfelder der Arbeits-
markt-, Renten- und Familienpolitik, da diese Politikfelder besonders bedeu-
tend für den Wandel zu einem stärker auf Aktivierung ausgerichteten Sozial-
staat sind und ‚alte‘ und ‚neue‘ soziale Risiken abdecken (Seeleib‐Kaiser 2016: 
221).2  

Die deutsche Arbeitsmarkt- und Rentenpolitik in den 1980er Jahren war 
insgesamt von einem sozialpolitischen Konsens zwischen Parteien und Sozial-
partnern und einer Kontinuität in den sozialpolitischen Instrumenten geprägt, 
auch wenn erste Konflikte zwischen Gewerkschaften – insbesondere der IG 
Metall – und Regierung im Laufe der 1980er Jahre sichtbarer wurden 
(Streeck/Hassel 2003). Anfang der 1980er Jahre war die Arbeitsmarktsituation 
durch die Kombination von hoher Arbeitslosigkeit und einem generell niedrigen 
Beschäftigungsniveau gekennzeichnet. Die christdemokratisch-liberale Regie-
rung unter Helmut Kohl begegnete dieser Arbeitsmarktmisere seit 1984 vor-
nehmlich mit einer Strategie der Arbeitskräftestilllegung durch gesetzliche För-
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2 Bei der Beschreibung stehen zudem vor allem die bundespolitischen Entscheidungen und 
Reformen im Mittelpunkt, tarifpolitische Entscheidungen werden dagegen nur am Rande 
betrachtet. Zwar macht die Sozialpartnerschaft einen wichtigen Pfeiler der deutschen Sozialpo-
litik aus, aber da die Entscheidungen des Bundestages der Hauptgegenstand dieser Arbeit 
sind, konzentriert sich auch die Darstellung der Reformpolitik auf diese. Ähnliches gilt für 
bildungspolitische Maßnahmen, die von einigen Autorinnen und Autoren als wichtige Kompo-
nente sozialinvestiver Politik betrachtet werden. Da die meisten bildungspolitischen Entschei-
dungen in der Zuständigkeit der Länder liegen, sind sie nicht Gegenstand meiner Betrachtun-
gen. 
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derung der Frühverrentung (Jochem 2009: 214–219; Trampusch 2005) – ein 
Instrument, das schon seit den 1960er Jahren immer wieder zur Abmilderung 
von Arbeitslosigkeit genutzt worden war (Streeck 2009: 56–57).3 Gleichzeitig 
wurden Mitte der 1980er Jahre mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz erste – 
allerdings eher moderate – Deregulierungsmaßnahmen erlassen 
(Büchtemann/Höland 1989; Eichhorst/Marx 2011). Insgesamt waren die 1980er 
Jahre im Bereich der Arbeitsmarktpolitik also hauptsächlich von einer Strategie 
der Reduzierung des Arbeitsangebots gekennzeichnet, die von Regierung und 
Sozialpartnern im Grundsatz gemeinsam getragen wurde. Die Folge dieser Poli-
tik der Stilllegung waren stetig ansteigende Beitragssätze der Sozialversiche-
rung, insbesondere in der Arbeitslosenversicherung. Wie später deutlich wer-
den wird, spitzte sich eben diese Dynamik in den 1990er Jahren durch die 
Folgen der Wiedervereinigung weiter zu.  

Auch das Finanzierungssystem der Rentenversicherung wurde durch die 
beschäftigungspolitischen Entwicklungen einem höheren Druck ausgesetzt, 
weshalb 1983 mit den Haushaltsbegleitgesetzen erste kleinere Konsolidierungs-
versuche unternommen wurden (Steffen 2015).4 Vor dem Hintergrund des stei-
genden Kostendrucks wurde Ende der 1980er Jahre die erste große Reform be-
schlossen, welche 1992 in Kraft trat und eine Kopplung der Rente an die 
Nettolöhne, eine Erhöhung des Bundeszuschusses an die Rentenkassen und 
eine schrittweise Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 65 Jahre vorsah – Letz-
teres allerdings erst ab dem Jahr 2001 (Jochem 2009: 257). 

Durch die Wiedervereinigung verschärften sich die bereits existierenden 
Beschäftigungsprobleme und der Kostendruck auf die Sozialversicherungssys-
teme in den 1990er Jahren beträchtlich, auch weil die Programme der Sozialver-
sicherung und der Arbeitsmarktpolitik zügig auf die Neuen Bundesländer über-
tragen wurden (Manow/Seils 2000; Seeleib‐Kaiser 2016: 230–231; Streeck 2009: 
60). Durch die 1993 einbrechende Wirtschaftskrise wurde die Arbeitsmarktsitua-
tion zudem weiter verschärft. In der Folge verabschiedete die Regierung eine 
Reihe von Gesetzen, die vor allem Kürzungen enthielten und verstärkt auf eine 
Aktivierung durch negative Anreize setzten. Verschiedene Maßnahmen beinhal-
teten Kürzungen im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik, die im Zuge der 
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3 Daneben wurden 1986 auch im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik Bildungs- und Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen ausgebaut, wobei die Ausgaben hierfür bereits 1989 wieder 
zurückgefahren wurden (Jochem 2009: 220). 
4 Gleichzeitig wurde Mitte der 1980er Jahre mit dem Gesetz zur Neuordnung der Hinterbliebe-
nenrente allerdings erstmals die Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten festgelegt, was 
die Finanzierungsprobleme eher verstärkte. 
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Wiedervereinigung kurzzeitig stark ausgebaut worden waren (Zohlnhöfer 2001: 
244), und erhöhten gleichzeitig den Druck auf (Langzeit-)Arbeitslose.5 Zudem 
wurden mit dem 1994 in Kraft tretenden Ersten Gesetz zur Umsetzung des Spar-, 
Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms deutliche Kürzungen bei den Lohn-
ersatzquoten und die Beschränkung der Arbeitslosenhilfe auf ein Jahr beschlos-
sen (Jochem 2009: 226). Das 1996 beschlossene Wachstums- und Beschäftigungs-
förderungsgesetz enthielt zudem Einschnitte bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall und die Erhöhung des Renteneintrittsalters von Frauen auf 65 
Jahre. Im Bereich der Rente setzte die Regierung 1997 ebenfalls eine weitrei-
chende Kürzungsreform durch, die 1999 in Kraft treten und die durchschnittli-
che Rentenleistung bis 2013 von ungefähr 70 auf 64 Prozent des Bruttolohns 
absenken sollte (Jochem 2009: 260). Sie stellte somit eine Abkehr von dem Prin-
zip der Lebensstandardsicherung im Alter dar, welches seit 1957 das dominie-
rende Prinzip der Rentenpolitik war.  

Insgesamt waren die letzten Regierungsjahre Kohls seit 1993 somit vor al-
lem durch sozialstaatlichen Rückbau im Bereich der absichernden Sozialpolitik 
gekennzeichnet. So fand ein politischer Strategiewechsel hin zu einer verstärk-
ten Aktivierung von Arbeitslosen statt (Egle 2009: 233–234; Jochem 2009: 227), 
der auch zu einer zunehmenden Erosion des politischen Konsenses führte 
(Streeck/Hassel 2003). Wie später deutlich werden wird, waren die politischen 
Vorschläge auch in der Bevölkerung zunehmend umstritten. 

Die von der Kohl‘schen Regierung begonnene Reformpolitik wurde – anders 
als von vielen erwartet – von der rot-grünen Regierungskoalition in weitaus 
radikalerer Weise fortgeführt. So steht die rot-grüne Regierungszeit für die 
Durchsetzung der „,aktivierenden‘ Wende“ (Lessenich 2012: 42), wobei Aktivie-
rung maßgeblich durch verschärfte Zumutbarkeitskriterien und Kürzungen – 
und damit durch eine De-facto-Verpflichtung zur Lohnarbeit – hergestellt wur-
de. Die ersten Regierungsjahre unter Schröder waren allerdings zunächst durch 
die Rücknahme einiger Kohl’scher Kürzungsreformen (insbesondere der Rück-
nahme der Kürzung von Lohnfortzahlungen im Krankheitsfall) und der (partiel-
len) Eingliederung von geringfügig Beschäftigten und Scheinselbstständigen in 
die Sozialversicherung gekennzeichnet, womit vor allem Wahlversprechen aus 
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5 So wurden beispielsweise die Arbeitsentgelte für die im Rahmen von Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen verrichtete Arbeit gesenkt (Heinelt/Weck 1998: 168–170). Auch die Zumutbar-
keitskriterien für Trainingsmaßnahmen und angebotene Beschäftigung wurden verschärft und 
Sanktionen bei Weigerung eingeführt (Steffen 2015). Die wichtigsten Gesetze waren das Gesetz 
zur Reform der Sozialhilfe, das Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz und das Ar-
beitsförderungsreformgesetz.  
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dem Bundestagswahlkampf eingelöst wurden (Blancke/Schmid 2003: 221–223; 
Eichhorst/Marx 2011: 78).6 Weitaus einschneidender waren allerdings die Re-
formen, die in der zweiten Regierungshälfte beschlossen wurden. Insbesondere 
die Hartz-Gesetze (I–IV), die im Rahmen der „Agenda 2010“ durchgesetzt wur-
den, stellen eine Zäsur in der Geschichte der deutschen Arbeitsmarktpolitik 
dar.7 Durch sie wurden sowohl die Arbeitsvermittlung als auch die Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung in nicht gekannter Dimension umgebaut 
(Hassel/Schiller 2010: 29–30). Neben dem Umbau der Organisation der Arbeits-
vermittlung beinhalteten die Reformen folgende Kernpunkte: die Zusammenle-
gung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum steuerfinanzierten Arbeitslo-
sengeld II (ungefähr auf Sozialhilfeniveau), die Verkürzung der 
Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld I von 32 auf 12 Monate (18 Monate für 
Arbeitnehmer/-innen über 55 Jahre), Deregulierungen im Bereich der Leiharbeit 
und der sogenannten Mini-Jobs sowie eine massive Verschärfung der Zumut-
barkeitskriterien für Arbeitslose (Hassel 2014: 67–68; Streeck/Trampusch 2005: 
185–186). Ebenso Teil der Agenda-Reformen war die Lockerung des Kündi-
gungsschutzes für kleinere Unternehmen. Politisch sind die Hartz-Reformen als 
die wohl umstrittensten Reformen der letzten Dekaden zu bezeichnen, was auch 
in der späteren Responsivitätsanalyse bestätigt wird.  

Im Bereich der Rentenpolitik waren die rot-grünen Rentenreformen vor al-
lem durch starke Einschnitte im Rentenniveau und der Stärkung der privaten 
Altersvorsorge gekennzeichnet. Zwar machte die SPD nach dem Wahlsieg zu-
nächst große Teile der Kohl’schen Rentenreform rückgängig und senkte den 
Beitragssatz zur Rentenversicherung auf 19,1 Prozent (Streeck/Trampusch 2005: 
181), diese Maßnahmen verstärkten allerdings die Finanzierungsprobleme. Ab 
1999 wurde eine größere Rentenreform vorbereitet, die schließlich 2001 zur 
Einführung der sogenannten Riesterrente führte. Die Riester-Reform beinhaltete 

|| 
6 Die Diskussion um die Eingliederung geringfügiger Beschäftigung in die Sozialversicherung 
fand vor dem Hintergrund statt, dass diese Beschäftigungsform zunehmend von Arbeitgebe-
rinnen und Arbeitgebern dazu genutzt wurde, Sozialversicherungsbeiträge zu umgehen und so 
die Lohnkosten im unteren Dienstleistungsbereich zu reduzieren (Eichhorst/Marx 2011). Die 
entsprechenden Gesetze zur Eingliederung waren das Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversi-
cherung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte und das Gesetz zur Neuregelung der geringfü-
gigen Beschäftigungsverhältnisse.  
7 Vor der Einführung der Hartz-Kommission wurde 2001 zudem noch das JobAQTIV-Gesetz 
beschlossen, welches neue Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik einführte. Es enthielt 
allerdings kaum strittige Elemente (Blancke/Schmid 2003) und wurde weder in der Öffentlich-
keit stark diskutiert noch von vielen Beobachterinnen und Beobachtern als besonders ein-
schneidend bewertet (siehe bspw. Eichhorst/Marx (2011)). 
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eine deutliche Absenkung des gesetzlichen Rentenniveaus auf 64 Prozent des 
Bruttolohns und staatliche Zuschüsse zu Programmen der privaten Altersvor-
sorge über steuerliche Subventionierung (Häusermann 2010: 128–129). Da auch 
diese Reform nicht nachhaltig half, die Rentenversicherung zu konsolidieren, 
wurden bis 2004 eine Reihe von Ad-hoc-Maßnahmen beschlossen, um den Fi-
nanzierungsproblemen zu begegnen, die einer effektiven Kürzung der Nettoren-
ten um 0,85 Prozentpunkte gleichkamen (Streeck/Trampusch 2005: 182). Kurz 
vor Ende der rot-grünen Regierungszeit wurde dann mit dem Rentenversiche-
rungs-Nachhaltigkeitsgesetz eine zweite große Rentenreform verabschiedet, die 
zu weiteren Kürzungen des Rentenniveaus führte. 

Insgesamt führte diese Kürzungs- und Aktivierungspolitik zu einer Ver-
schiebung sozialstaatlicher Prinzipien in Deutschland. Gleichzeitig ist hervor-
zuheben, dass bis Mitte der 2000er Jahre kaum sozialinvestive Maßnahmen zur 
Ermöglichung von Arbeitsmarktpartizipation beschlossen wurden, sondern 
Aktivierung hauptsächlich durch (negative) Anreize herbeigeführt wurde. Ins-
besondere die Frage nach der Vereinbarkeit von Familie und Beruf gewann nur 
langsam an Bedeutung. In der zweiten rot-grünen Legislaturperiode konnte 
Familienministerin Renate Schmidt einen ersten Vorstoß mit dem Tagesbetreu-
ungsgesetz 2004 erreichen, welches bis zum Jahr 2010 einen Ausbau von 
230.000 Betreuungsplätzen vorsah (Bäcker 2017; Morgan 2013: 96). 

Unter der nachfolgenden Großen Koalition gewann die sozialinvestive Fa-
milienpolitik eine stärkere Bedeutung. In den Jahren 2007 und 2008 setzte die 
christdemokratische Familienministerin Ursula von der Leyen zwei familienpo-
litische Gesetze durch, die vor allem Frauen nach der Geburt eines Kindes eine 
schnelle Wiederkehr in den Arbeitsmarkt ermöglichen sollten (Morgan 2013: 
96–98). Mit dem Gesetz zur Einführung des Elterngeldes wurde das vormalige 
Erziehungsgeld durch ein einkommensabhängiges Elterngeld ersetzt, welches 
maximal 12 Monate (plus zwei „Partnermonate“) gezahlt wird und 67 Prozent 
vom Einkommen beträgt (allerdings maximal 1.800 Euro im Monat). Mit dem 
Kinderförderungsgesetz wurde der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz 
für Kinder ab dem ersten vollendeten Lebensjahr festgeschrieben (beginnend 
2013) und der Ausbau der Kinderbetreuungsplätze massiv vorangetrieben. Diese 
sozialinvestiven Reformen können als tiefgreifende Veränderungen in der deut-
schen Familienpolitik bezeichnet werden, da die eingeführten Maßnahmen eher 
dem Modell skandinavischer Sozialstaaten entsprechen und eine Abkehr von 
dem traditionellen männlichen Ernährermodell darstellen (Seeleib‐Kaiser 2016: 
225). Von wenigen konservativen Gegenvorstößen abgesehen stießen diese 
sozialinvestiven Reformen auf einen breiten gesellschaftlichen Konsens. 
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In der Rentenpolitik brachte die Große Koalition unter Merkel im Jahr 2007 
eine weitere große Kürzungsreform auf den Weg: mit dem Altersgrenzenanpas-
sungsgesetz wird das Renteneintrittsalter schrittweise auf 67 Jahre angehoben. 
In der Arbeitsmarktpolitik wurde 2008 die Bezugsdauer des Arbeitslosengel-
des I für ältere Arbeitnehmer/-innen auf maximal 24 Monate (vorher 18) verlän-
gert, was als moderate Korrekturmaßnahme der Hartz-Gesetze gewertet werden 
kann, die aber nicht mit der ursprünglichen Reformlogik der Gesetze bricht 
(Palier/Thelen 2010). 

Erst in der seit 2013 amtierenden Großen Koalition wurden etwas größere 
Ausweitungen im Bereich der absichernden Sozialpolitik beschlossen, aller-
dings nur für bestimmte Gruppen. So wurde langjährig versicherten Beschäftig-
ten die Möglichkeit gegeben, bereits mit 63 Jahren abschlagsfrei in Rente zu 
gehen, und mit der sogenannten „Mütterrente“ die anrechenbaren Kinder-
erziehungszeiten für Geburten vor 1992 erhöht. Die größte Reform, die schließ-
lich in der dritten Amtszeit Merkels unter der zweiten Großen Koalition be-
schlossen wurde, war die Einführung des flächendeckenden Mindestlohns 2014 
von 8,50 pro Stunde. Die Debatte um einen gesetzlichen Mindestlohn wurde 
schon seit Ende der 1990er Jahre geführt, war aber erst seit Mitte der 2000er 
Jahre verstärkt in der öffentlichen und parlamentarischen Debatte (Marx/Starke 
2017; Schroeder et al. 2016). Aufgrund der sehr unterschiedlichen Interessensla-
gen kam es aber erst 2014 zu einem gesetzlichen Beschluss.8  

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass der Paradigmen-
wechsel hin zu einem stärker auf Aktivierung ausgerichteten Sozialstaat in den 
1990er Jahren begann, aber erst die Reformen Anfang der 2000er Jahre zu einem 
tiefgreifenden Strukturwandel sozialpolitischer Prinzipen in Deutschland führ-
te. Seit Mitte der 2000er Jahre ist diese Reformentwicklung flankiert durch sozi-
alinvestive Maßnahmen, die Arbeitsmarktpartizipation und Beschäftigungsfä-
higkeit durch die Bereitstellung sozialer Dienste – und nicht bloß durch 
negative Anreize – herbeiführen. 

|| 
8 Die Forderung nach einem einheitlichen Mindestlohn war lange Zeit im Gewerkschaftslager 
umstritten, da der Mindestlohn von Teilen der Gewerkschaften – insbesondere der IG Metall – 
als Gefährdung der Tarifautonomie angesehen wurde. Seit spätestens 2010 hatte sich der DGB-
Dachverband aber auch für einen gesetzlichen Mindestlohn ausgesprochen. Für eine ausführ-
liche Diskussion zur Positionierung der Gewerkschaften siehe Schroeder et al. (2016: 145). 
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3 Sozialstaatlicher Wandel und die Rolle 
politischer Repräsentation  

Die deutsche Reformentwicklung ist kein Einzelfall. Vielmehr ist in den letzten 
Jahrzehnten in den meisten europäischen Wohlfahrtsstaaten ein Wandel zu 
einem aktivierenden Wohlfahrtsstaat zu beobachten, der von vielen Autorinnen 
und Autoren auch als „Sozialinvestitionsstaat“ bezeichnet wird (Bonoli 2013; 
Esping-Andersen 2002; Morel et al. 2012; Palier 2006). Charakteristisch für die-
sen Wandel ist ein Rückbau von dekommodifizierenden Maßnahmen bei 
gleichzeitigem Fokus auf eine (Re-)Kommodizifierung von Arbeitskraft 
(Gingrich/Ansell 2015). Aktivierende Politik beinhaltet dabei sowohl Kürzungen 
als auch Ausbau sozialstaatlicher Programme, da eine erhöhte Arbeitsmarktpar-
tizipation zum einen durch sanktionierende Maßnahmen, wie strengere Krite-
rien für den Anspruch auf eine soziale Grundsicherung, zum anderen durch den 
Ausbau öffentlicher Dienstleistungen erreicht werden kann (Palier 2006: 108–
111). Die konkrete Ausgestaltung dieses Wandels und damit auch das Verhältnis 
von „fordernden“ und „fördernden“ staatlichen Interventionen zur Erhöhung 
der Arbeitsmarktpartizipation variiert zwar zwischen Staaten verschiedener 
wohlfahrtsstaatlicher Regime, aber insgesamt ist doch eine überraschende Ähn-
lichkeit in der Entwicklungsrichtung zu beobachten (Bonoli 2013: 4–5).  

Dies wirft die Frage auf, wodurch diese „Aktivierungswende“ getrieben ist. 
Während schrumpfende fiskalische Handlungsspielräume den Kostendruck auf 
die sozialen Sicherungssysteme erhöhen (Pierson 2001), ist gleichzeitig durch 
das Aufkommen „neuer sozialer Risiken“ (Taylor-Gooby 2004) die sozialpoliti-
sche Nachfrage nach neuen Formen der Sozialpolitik gestiegen. Diese struktu-
rellen Veränderungen übersetzen sich allerdings nicht „automatisch“ in be-
stimmte Formen sozialpolitischer Umstrukturierung, sondern wirken vermittelt 
durch politische Faktoren (Fleckenstein/Lee 2014). In der neueren vergleichen-
den Wohlfahrtsstaatsliteratur wird deshalb zunehmend diskutiert, wie sich 
Verteilungskonflikte um den Umfang und die Ausgestaltung von sozialer Siche-
rung vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen manifestieren. Viele Autorin-
nen und Autoren gehen davon aus, dass wohlfahrtsstaatliche Politik heute 
nicht mehr allein entlang einer eindimensionalen Konfliktlinie von „mehr“ 
versus „weniger“ Wohlfahrtsstaat strukturiert werden kann. Vielmehr ist wohl-
fahrtsstaatliche Politik im Zuge sozialstruktureller Veränderungen zunehmend 
multidimensional geworden, und Konflikte beziehen sich häufig auf die Art 
sozialpolitischer Programme anstatt auf den generellen Umfang wohlfahrts-
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staatlicher Ausgaben (Busemeyer/Garritzmann 2017; Geering/Häusermann 
2013). 

In Bezug auf die sozialstaatlichen Präferenzen verschiedener sozialer Klas-
sen teilen viele Autorinnen und Autoren die Annahme, dass die (linksliberale) 
Mittel- und Oberschicht stärker als untere soziale Klassen aktivierende Maß-
nahmen befürwortet, während ihre Prioritäten weniger auf traditionell absi-
chernder Sozialpolitik liegen (Bonoli 2013; Häusermann/Palier 2017; 
Kitschelt/Rehm 2014). Bonoli (2013: 8) beispielsweise argumentiert in Bezug auf 
Aktivierung durch Arbeitsmarktanreize, dass die Mittelschicht stärker aktivie-
rende Maßnahmen befürwortet, weil sie – als wichtigste steuerzahlende Gruppe 
– indirekt von einem günstigeren Sozialsystem profitiert. Daneben gehen diese 
Autorinnen und Autoren davon aus, dass die Mittelschicht stärkere Präferenzen 
für den Ausbau sozialinvestiver Dienstleistungen – insbesondere Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf – hat als Arbeiter/-innen oder einfache 
Angestellte. Dies wird unter anderem damit begründet, dass obere soziale Klas-
sen aufgrund ihrer hohen Bildung und tendenziell guten Arbeitsmarktchancen 
weniger Notwendigkeit für absichernde Maßnahmen haben, gleichzeitig aber 
stärker und langfristiger in ihre eigene Beschäftigungsfähigkeit und die 
(Aus-)Bildung ihrer Kinder investieren wollen und können (Häusermann/Palier 
2017: 344).  

Auch wenn diese Annahme von vielen Autorinnen und Autoren geteilt 
wird, scheint sie nicht unproblematisch, denn es wird häufig keine differenzier-
te analytische und empirische Unterscheidung zwischen „fördernden“ und 
„fordernden“ Aktivierungsmaßnahmen getroffen (eine Ausnahme stellt diesbe-
züglich die Arbeit von Garritzmann et al. (2018) dar).9 Stattdessen scheint oft 
(implizit) angenommen zu werden, dass die Befürwortung von beschäftigungs-
fördernden Sozialinvestitionen gleichzeitig auch mit der Befürwortung von Be-
schäftigung erzwingender, anreizbasierter Arbeitsmarktaktivierung einherginge, 
obwohl diese verschiedenen (Re-)Kommodifizierungsmaßnahmen ganz unter-
schiedliche Verteilungswirkungen haben. Zudem wird nicht ausreichend theo-
retisch begründet, warum die Nachfrage beziehungsweise der Bedarf nach 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf in den unteren sozialen 

|| 
9 Bisherige Studien differenzieren die Präferenzen in Bezug auf „Aktivierung“ häufig nicht 
ausreichend, und meist erfolgt lediglich eine Unterscheidung zwischen traditionell redistribu-
tiver Politik auf der einen und aktiver Politik auf der anderen Seite (Geering/Häusermann 
2013). Damit einhergehend wird in den empirischen Untersuchungen häufig von einzelnen 
Umfrage-Items auf die generellen Präferenzen in Bezug auf „Aktivierung“ geschlossen 
(Gingrich/Häusermann 2015). 
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Schichten weniger ausgeprägt sein soll. So können verschiedene empirische 
Studien zwar zeigen, dass Familien aus mittleren und oberen sozialen Schich-
ten häufiger von sozialen Dienstleistungen wie Kinderbetreuung Gebrauch 
machen und profitieren (Ghysels/Van Lancker 2011; OECD 2011; Van Lancker 
2013), dies kann aber von vielen Faktoren abhängen, wie bspw. der Höhe und 
Ausgestaltung der Kita-Gebühren (Abrassart/Bonoli 2015). Davon die Annahme 
abzuleiten, sozial schlechter gestellte Familien würden Maßnahmen zur Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf weniger befürworten oder brauchen, scheint 
allerdings nicht notwendigerweise gerechtfertigt. Gerade vor dem Hintergrund, 
dass das Einkommen eines alleinverdienenden Arbeiters oder einfachen Ange-
stellten heute häufig nicht mehr für eine ganze Familie ausreicht, scheint es 
nicht zwangsläufig plausibel, anzunehmen, untere soziale Klassen hätten eine 
kleinere Nachfrage nach sozialinvestiven Maßnahmen. Schließlich ist es aber 
eine empirische Frage, wie sich die Präferenzen oberer und unterer sozialer 
Klassen in Bezug auf absichernde und aktivierende Politik (sowohl in Bezug auf 
Arbeitsanreize als auch in Bezug auf Sozialinvestitionen) unterscheiden.  

Die Beantwortung dieser Frage ist auch deshalb bedeutend, weil die Identi-
fizierung gesellschaftlicher Konfliktlinien notwendig ist, um die politischen 
Implikationen zu verstehen, die sich daraus für wohlfahrtsstaatliche Reform-
prozesse ergeben. In Bezug auf die politischen Implikationen argumentieren 
einige Autorinnen und Autoren, dass insbesondere sozialdemokratische Partei-
en in europäischen Wohlfahrtsstaaten verstärkt auf sozialpolitische Präferenzen 
der (oberen) Mitte eingehen, da diese einen zunehmenden Teil ihrer Wähler-
schaft ausmacht (Gingrich/Häusermann 2015; Hillen 2017).10 In der Folge ent-
steht ein Wohlfahrtsstaat, der stärker auf Sozialinvestitionen und Arbeitsmarkt-
aktivierung ausgerichtet ist und weniger auf traditionelle 
Sozialversicherungsprogramme – und damit weniger an den Bedarfen und poli-
tischen Forderungen von Arbeiterinnen/Arbeitern und unteren Einkommens-
gruppen, der vormaligen Stammwählerschaft sozialdemokratischer Parteien 
(Gingrich/Häusermann 2015: 61–65). Wie aber bereits diskutiert worden ist, 
werden die sozialpolitischen Präferenzen sozialer Klassen – und ihre Differen-
zen – in diesen Arbeiten nicht empirisch getestet, sondern vielmehr angenom-

|| 
10 Die sozialstrukturelle Veränderung der Wählerschaft wird zum einen an den postindustriel-
len Klassenstrukturen festgemacht, die eine sozialdemokratisch affine ‚neue Mitte‘ hervorge-
bracht haben (Gingrich/Häusermann 2015; Kitschelt 1994), und zum anderen daran, dass 
Menschen aus unteren sozialen Schichten und Einkommensgruppen zunehmend nicht mehr 
an Wahlen teilnehmen und damit auch einen schrumpfenden Anteil am Elektorat der Sozial-
demokratie ausmachen (Hillen 2017; Schäfer 2015). 
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men. Gleichzeitig beziehen sich die empirischen Untersuchungen hauptsäch-
lich auf linke Parteien, weshalb dadurch keine Schlussfolgerungen über das 
politische Verhalten anderer Parteien bzw. Parteifamilien gezogen werden kön-
nen.  

Neben diesen Argumenten aus dem Bereich der Wohlfahrtsstaatsforschung 
sind im Feld der empirischen Responsivitätsforschung in den letzten Jahren 
ebenfalls viele Arbeiten entstanden, die sich mit der (mangelnden) politischen 
Repräsentation sozial benachteiligter Gruppen befassen. So zeigen diese Arbei-
ten für eine ganze Reihe reicher Demokratien, dass die politischen Entschei-
dungen von Parlamenten oder einzelnen Abgeordneten systematisch zugunsten 
höherer Einkommens- oder Berufsgruppen verzerrt sind, und zwar unabhängig 
von der regierenden Parteienfamilie (Bartels 2008; Elsässer et al. 2017; Gilens 
2012). Für Deutschland lässt sich zeigen, dass ungleiche Responsivität politi-
scher Entscheidungsträger gerade in wirtschafts- und sozialpolitischen Ent-
scheidungen stark ausgeprägt ist (Elsässer 2018), weshalb diese Befunde für die 
wohlfahrtsstaatliche Forschung besonders relevant sind. Der Vorteil dieser 
Arbeiten ist, dass sie die öffentliche Meinung zu spezifischen Reformvorschlä-
gen mit den dazu getroffenen politischen Entscheidungen systematisch verglei-
chen, womit eine direkte Verbindung zwischen politischen Präferenzen und 
dem Handeln politischer Akteure hergestellt werden kann. Kaum untersucht 
wird in diesen Studien allerdings, welche Folgen sich aus dieser Schieflage 
politischer Repräsentation für die inhaltliche Ausrichtung der getroffenen Ent-
scheidungen ergeben. 

Aufbauend auf den dargestellten Befunden aus der vergleichenden Wohl-
fahrtsstaatsforschung und der Responsivitätsforschung werde ich im Verlauf 
dieses Artikels zeigen, dass die systematische Verbindung beider Forschungs-
stränge zu einem besseren Verständnis wohlfahrtsstaatlichen Wandels beitra-
gen kann. Eine Analyse, die den Zusammenhang zwischen konkreten reformpo-
litischen Entscheidungen und den sozialpolitischen Präferenzen sozialer 
Klassen empirisch untersucht, kann dazu beitragen, die oben diskutierten Ar-
gumente zu überprüfen und eine stärkere Mikrofundierung zu gewährleisten. 
Gleichzeitig kann eine differenziertere Präferenzanalyse die verschiedenen 
Konfliktlinien in der Sozialpolitik besser herausarbeiten und so auch mögliche 
„Unterstützungskoalitionen“ für bestimmte Arten von Sozialpolitik identifizie-
ren. 

Mithilfe einer selbst erstellten Datenbank, die Informationen zur öffentli-
chen Meinung zu mehreren hundert Reformvorschlägen enthält, kann die fol-
gende Analyse der deutschen Sozialpolitik auf verschiedene Weise zu dieser 
Debatte beitragen. So werde ich erstens zeigen, wie sich die Präferenzen sozialer 
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Klassen in Bezug auf drei Arten sozialpolitischer Maßnahmen unterscheiden: 
Maßnahmen der absichernden Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, welche die tradi-
tionellen Leistungen eines auf De-Kommodifizierung ausgerichteten Wohl-
fahrtsstaates umfassen; Maßnahmen der aktivierenden Sozial- und Arbeits-
marktpolitik, die eine Erhöhung der Beschäftigung durch staatliche Sanktionen 
und strengere Bezugsprüfungen für Sozialleistungen erreichen sollen; und 
sozialinvestive Programme, die mithilfe von staatlichen Investitionen in (Wei-
ter-)Bildung, Programmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik und öffentlichen 
Dienstleistungen die Arbeitsmarktchancen erhöhen und eine möglichst breite 
Partizipation am Arbeitsmarkt erreichen sollen. Während also sowohl aktivie-
rende als auch sozialinvestive Maßnahmen auf Beschäftigungsförderung abzie-
len, liegt der Unterschied zwischen beiden darin, dass Erstere durch Leistungs-
kürzungen, Letztere durch die Ausweitung staatlicher Maßnahmen operieren. 
Durch diese Unterscheidung wird eine differenziertere Analyse sozialpolitischer 
Präferenzen möglich, als sie bisher in der Literatur zu finden ist. Zweitens wird 
mithilfe einer Responsivitätsanalyse der wichtigsten Reformen der Arbeits-
markt-, Renten- und Familienpolitik seit Anfang der 1980er Jahre untersucht, 
wessen politische Anliegen sich in den wichtigen Reformentscheidungen wider-
spiegeln. Dazu werden die Präferenzen sozialer Klassen mit den Reforment-
scheidungen des Bundestages verglichen. Da sich der Untersuchungszeitraum 
auf mehr als 30 Jahre erstreckt, in denen ganz unterschiedliche Regierungskoa-
litionen in der Regierungsverantwortung waren, kann so der Frage nachgegan-
gen werden, ob ungleiche politische Repräsentation zugunsten der (oberen) 
Mittelschicht der langfristigen Reformentwicklung zugrunde liegt und ob es 
Unterschiede in den Responsivitätsmustern je nach Regierungskoalition gibt. 
Bevor die Ergebnisse der Analysen vorgestellt werden, folgt zunächst eine Be-
schreibung der verwendeten Daten. 

4 Datengrundlage 
Grundlage der folgenden Untersuchung ist die Datenbank „Responsiveness and 
Public Opinion in Germany (ResPOG)“, welche im Rahmen eines größeren Pro-
jekts an der Universität Osnabrück zur Erforschung politischer Responsivität in 
Deutschland erstellt wurde (siehe auch Elsässer (2018) für eine detaillierte Be-
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schreibung der Datenbank).11 Sie basiert auf mehr als 800 Umfragen des 
DeutschlandTrends (Zeitraum 1998–2013) und der Politbarometer-Umfrage 
(Zeitraum 1980–2013), die jeweils nach der Zustimmung oder Ablehnung zu 
einem politischen Vorschlag oder einer Reform fragen. Die im Datensatz enthal-
tenen Fragen decken ganz unterschiedliche Politikbereiche ab und reichen von 
der Beurteilung einer gesetzlichen Frauenquote über Auslandseinsätze der 
Bundeswehr bis hin zu Fragen nach einem Mindestlohn oder Kürzungen der 
Sozialausgaben. Sie spiegeln wider, welche Fragen in einem gegebenen Monat 
die öffentliche Debatte bestimmten und welche Reforminitiativen es zum Zeit-
punkt der Befragung gab. Für die Analyse der folgenden Untersuchung wurden 
nur die Fragen betrachtet, welche dem Politikbereich „Arbeit und Soziales“ 
zugeordnet werden können (N = 356). 

Um die Präferenzen in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik näher untersu-
chen zu können, wurden die Sachfragen aus dem Politikfeld Arbeit und Soziales 
in drei Kategorien eingeteilt, welche eine Unterscheidung der Fragen in absi-
chernde, aktivierende (durch Sanktionen) und sozialinvestive Sozialpolitik 
vornehmen. Beispielfragen aus den drei Bereichen sind im Anhang (Tabelle A1) 
dargestellt. In den Bereich der absichernden Sozialpolitik fallen zum einen alle 
Fragen zu Vorschlägen, die Änderungen an den Leistungen der Sozialversiche-
rungsprogramme vorsehen, aber auch andere Fragen zu sozialen Transferleis-
tungen, die nicht über die Sozialversicherung finanziert werden (Bsp. Kinder-
geld, Sozialhilfe bzw. Hartz IV etc.).12 Ebenso werden Fragen in diese Kategorie 
gefasst, welche die (De-)Regulierung des Arbeitsmarktes betreffen, da über 
regulierende Maßnahmen wie Kündigungsschutz oder Mindestlohn ebenfalls 
eine Absicherung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern stattfindet. Unter 
die Kategorie der durch Sanktionen aktivierenden Arbeitsmarktpolitik werden 
alle Fragen zu Vorschlägen gefasst, welche die Zumutbarkeitskriterien zur Ar-
beitsaufnahme verschärfen oder die Einschnitte in den sozialen Leistungen für 
Arbeitslose mit dem expliziten Ziel kürzen, auf diese Weise die Beschäftigungs-
anreize zu erhöhen. Schließlich werden unter die Kategorie sozialinvestiver 
Sozialpolitik all jene Fragen gefasst, die sich auf Maßnahmen beziehen, welche 
die Partizipation am Arbeitsmarkt durch soziale Dienstleistungen, Weiterbil-
dung, Umschulungen oder auch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ermöglichen 
beziehungsweise erleichtern sollen. Der Hauptunterschied zur Kategorie der 

|| 
11 Die Datenbank wurde maßgeblich von Svenja Hense und mir erstellt. Ich möchte mich an 
dieser Stelle herzlich für die ausgezeichnete Zusammenarbeit bedanken. 
12 Das Kindergeld ist zwar eine familienpolitische, aber keine sozialinvestive Leistung, da sie 
nicht darauf abzielt, die Beschäftigung von Frauen zu fördern (Leitner 2003). 
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aktivierenden Politik besteht darin, dass es sich bei sozialinvestiver Politik um 
Leistungen handelt, die der Staat für die Arbeitnehmer/-innen erbringt, wohin-
gegen die Aktivierung durch eine explizite Zurücknahme staatlicher Leistungen 
erfolgt.13  

Für jede Sachfrage wurde die Zustimmungsrate unterschiedlicher sozialer 
Gruppen ermittelt, um systematisch Einstellungsunterschiede analysieren zu 
können. Da das Ziel dieser Untersuchung ist, politische Responsivität gegen-
über sozialen Klassen zu messen, ist die wichtigste soziale Stratifizierungskate-
gorie die relative individuelle Position auf dem Arbeitsmarkt, operationalisiert 
durch Berufsgruppen. In Anlehnung an die Klassifikationsschemata von 
Erikson und Goldthorpe (1993: 35–47) und Oesch (2006) wurden die Befragten 
in sechs Berufsgruppen unterteilt: Ungelernte Arbeiter/-innen, Facharbei-
ter/-innen, einfache Angestellte, höhere Angestellte, Beamtinnen/Beamte und 
Selbstständige. Eine Unterteilung der Arbeiter/-innen und Angestellten in je-
weils zwei Gruppen erfolgte aufgrund der sehr unterschiedlichen Einkommens- 
und Bildungsniveaus in diesen Statusgruppen. Damit wird vor allem dem Um-
stand Rechnung getragen, dass sich die Beschäftigungsstruktur im Zuge von 
De-Industrialisierung und der Ausweitung des (öffentlichen und nicht öffentli-
chen) Dienstleistungssektors stark gewandelt hat und Klassengrenzen unter 
anderem nicht mehr einfach anhand der Unterscheidung zwischen Arbeiterin-
nen/Arbeitern und Angestellten festgemacht werden können (Oesch 2006). Die 
einfachen Angestellten sind in Bezug auf Einkommen und Bildung den beiden 
Gruppen von Arbeitern bzw. Arbeiterinnen ähnlicher als den höheren Angestell-
ten. Angestellte im unteren Dienstleistungssektor – die hier zu der Gruppe der 
einfachen Angestellten gehören – weisen zudem eine ähnlich niedrige soziale 
Mobilität auf wie Arbeiter/-innen im produzierenden Gewerbe und befinden 
sich oftmals am untersten Ende der Einkommensverteilung (Oesch 2006: 274–
276). Aus diesem Grund werden sie hier ebenfalls als „untere“ Berufsgruppe 
kategorisiert. Abweichend von dem Erikson-Goldthorpe-Schema bilden die 
Beamtinnen und Beamten als obere Berufsgruppe eine eigene Kategorie, da sich 
ihr Beschäftigungsverhältnis von höheren Angestellten unterscheidet.  

In der empirischen Analyse werden hauptsächlich die Gruppen der Arbei-
ter/-innen (ungelernte und Facharbeiter/-innen) und unteren Angestellten mit 
den Selbstständigen und den Beamtinnen und Beamten verglichen, um so ei-

|| 
13 Fragen zur Ausbildungsbeihilfe (Bafög) wurden ebenso in diese Kategorie gefasst, da mit 
dieser Transferleistung die Möglichkeit einer qualifizierten Ausbildung unabhängig von der 
sozialen Herkunft der Eltern gefördert wird. Bildungspolitische Fragen dagegen, die auf Län-
derebene entschieden werden, sind von der Analyse ausgeschlossen. 
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nen Vergleich zwischen „unteren“ und „oberen“ sozialen Klassen zu gewähr-
leisten.14 Zudem entspricht die Gruppe der Beamtinnen und Beamten am ehes-
ten einem „soziokulturellen“ Berufsprofil und damit der sozialen Gruppe, die 
oftmals als die hochqualifizierte „neue“ Mittelschicht bezeichnet wird. So arbei-
ten ca. 60 Prozent der Beamtinnen und Beamten in den Bereichen Bildung, 
Wissenschaft, Soziales, als Richter/-innen oder in politischen Ministerien 
(Statistisches Bundesamt 2016b: 361). Da für die höheren Angestellten in den 
Umfragen keine weiteren Informationen zur Art der Beschäftigung oder dem 
Beschäftigungsverhältnis angegeben sind, ist diese Gruppe sehr divers, sodass 
sie größtenteils von der Untersuchung ausgeschlossen wurde.15 Um die Robust-
heit der Analysen zu testen, wurde als weitere Schichtungsvariable das Haus-
haltseinkommen verwendet. Da Informationen zum Einkommen aber nur in 
einer Datenquelle (DeutschlandTrend) abgefragt wurden, können diese zusätz-
lichen Analysen nur für eine Untergruppe von Fragen durchgeführt werden. 

Um die Responsivität der Politik messen zu können, wurde schließlich für 
jede Frage kodiert, ob in einem Zeitraum von zwei bzw. vier Jahren eine ent-
sprechende Politikänderung stattfand oder ob sie ausblieb. Die entsprechenden 
Gesetzesänderungen wurden hauptsächlich mithilfe des Dokumentations- und 
Informationssystems (DIP) des Deutschen Bundestages recherchiert. Zeitungs-
recherchen und Informationen des Portals sozialpolitik-aktuell.de komplemen-
tierten die Erhebung.  

|| 
14 Durch die gemeinsame Betrachtung von Arbeiterinnen/Arbeitern und unteren Angestellten 
als „untere Berufsgruppen“ wird berücksichtigt, dass der Anteil der Arbeiter/-innen in 
Deutschland im Untersuchungszeitraum stetig geschrumpft, der Anteil der Angestellten an den 
Beschäftigten dagegen gestiegen ist (siehe Tabelle A2 im Anhang). Da sich die Gruppen stark in 
ihren Einstellungen ähneln, wird zum Zwecke der Übersichtlichkeit an einigen Stellen auf die 
gesonderte Darstellung der einfachen Angestellten verzichtet. 
15 Auch die Gruppen der Beamtinnen/Beamten und Selbstständigen sind sehr heterogen in 
Bezug auf Einkommen und Bildung, da sich beispielsweise sowohl frei arbeitende Journalis-
tinnen oder Journalisten als auch Eigentümer/-innen von Großunternehmen in der Gruppe der 
Selbstständigen befinden können. Trotz dieser Heterogenität haben diese Gruppen insgesamt 
aber einen hohen sozialen Status inne und sind – im Durchschnitt – die Gruppen mit den 
höchsten Einkommen (Statistisches Bundesamt 2015). So hatten im Jahr 2014 beispielsweise 77 
Prozent aller Beamten, aber nur 20 Prozent aller Arbeiter/-innen ein Nettoeinkommen von 
2.000 Euro oder mehr (Statistisches Bundesamt 2015: Tabelle 5.2). 
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5 Einstellungsunterschiede in verschiedenen 
sozialpolitischen Bereichen 

Um einen Eindruck darüber zu gewinnen, in welchen sozialpolitischen 
Bereichen sich die politischen Anliegen verschiedener sozialer Klassen 
unterscheiden, betrachte ich in einem ersten Schritt die durchschnittlichen 
Präferenzunterschiede zwischen ausgewählten Berufsgruppen. In Abbildung 1 
sind die durchschnittlichen Meinungsunterschiede zwischen un- und angelern-
ten Arbeiterinnen und Arbeitern und der jeweils angegebenen Berufsgruppe in 
den drei sozialpolitischen Bereichen abgebildet. Dabei sticht ins Auge, dass die 
Unterschiede in den Einstellungen zwischen Arbeiterinnen/Arbeitern und hö-
heren Berufsgruppen im Bereich der sozialinvestiven Politik deutlich geringer 
sind als in den anderen beiden Bereichen – sie betragen im Durchschnitt ledig-
lich 6 bzw. 8 Prozentpunkte. Im Bereich der durch Sanktionen aktivierenden 
Politik dagegen sind die Meinungsunterschiede am größten und betragen zwi-
schen ungelernten Arbeiterinnen und Arbeitern und Selbstständigen (bzw. 
Beamtinnen/Beamten) ca. 18 Prozentpunkte. Auch im Bereich der absichernden 
Sozialpolitik ist die Uneinigkeit zwischen unteren und oberen Berufsgruppen 
groß – zwischen ungelernten Arbeiterinnen/Arbeitern und Selbstständigen 
betragen die durchschnittlichen Unterschiede 15 Prozentpunkte. Die Einstel-
lungsunterschiede zwischen ungelernten und Facharbeiterinnen und -arbeitern 
sind in allen drei Bereichen gering und betragen durchschnittlich 5 bis 6 Pro-
zentpunkte.  
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Abbildung 1: Einstellungsunterschiede in verschiedenen sozialpolitischen Bereichen 

Quelle: ResPOG (2018); für die einfachen Angestellten und die Facharbeiter/-innen ist das 
Ergebnis fast identisch, weshalb hier auf eine gesonderte Darstellung der Präferenzen der 
einfachen Angestellten verzichtet wurde 

Dieses Ergebnis verdeutlicht, dass wichtige Präferenzunterschiede überdeckt 
werden, wenn aktivierende und sozialinvestive Politik nicht ausreichend kon-
zeptionell voneinander getrennt werden. Während sich die oberen Berufsgrup-
pen deutlich stärker als die Arbeiter/-innen für politische Maßnahmen ausspre-
chen, die eine Arbeitsmarktaktivierung durch verschärfte 
Zumutbarkeitskriterien und stärkere Bedürftigkeitsprüfungen erreichen, befür-
worten alle sozialen Klassen gleichermaßen staatliche Sozialinvestitionen. Ins-
besondere der Ausbau sozialer Dienstleistungen wird von allen Gruppen stark 
befürwortet.16 Dies wird deutlich, wenn einzelne Fragen zum Ausbau von Sozia-

|| 
16 Die hier verwendeten höheren Berufsgruppen entsprechen nicht exakt den Berufsgruppen, 
die in den oben erwähnten Studien als (progressive) Mittelschicht kategorisiert werden. Wie 
allerdings bereits in Abschnitt 4 erwähnt wurde, entspricht ein großer Teil der Beamtinnen und 
Beamten diesem sozioökonomischen Profil. So scheint ein Vergleich trotzdem sinnvoll, um die 
Annahmen über die Präferenzunterschiede zu überprüfen.  
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linvestitionen gesondert betrachtet werden. Wie in Abbildung 2 zu sehen ist, 
sprachen sich beispielsweise im Jahr 2007 in allen Berufsgruppen über 70 Pro-
zent der Befragten für einen Ausbau der Betreuungsplätze für Kinder unter drei 
Jahren aus.  

Abbildung 2: Zustimmung zum Ausbau der Betreuungsplätze für Kinder unter 3 Jahren 

Quelle: Politbarometer 2007; für einfache und höhere Angestellte ist das Ergebnis ähnlich, 
weshalb diese Berufsgruppen zum Zweck der einfacheren Darstellung nicht aufgenommen 
wurden 

Ein möglicher Einwand gegen diese Interpretation könnte darin bestehen, dass 
unterschiedliche sozialpolitische Prioritäten zwischen den Berufsgruppen erst 
dann richtig erfasst werden können, wenn die Befragten die Möglichkeit haben, 
zwischen verschiedenen Maßnahmen abzuwägen. Den Argumenten von Häu-
sermann/Palier (2017) folgend könnte vermutet werden, dass die unteren Be-
rufsgruppen zwar einen Ausbau der Betreuungsplätze generell befürworten, 
aber eine stärkere Präferenz für familienpolitische Maßnahmen haben, die di-
rekte Transfers beinhalten und somit in den Bereich der absichernden Maß-
nahmen fallen. Wie Abbildung 3: zeigt, bleibt die starke Präferenz für mehr 
staatliche Betreuungseinrichtungen aber auch dann bestehen, wenn die Befrag-
ten zwischen verschiedenen Maßnahmen zur Familienförderung abwägen sol-
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len. Auf die Frage, ob der Staat Familien mit Kindern eher durch eine Erhöhung 
des Kindergeldes, steuerliche Vergünstigungen oder mehr Betreuungseinrich-
tungen unterstützen sollte, sprach sich sowohl in den unteren als auch in den 
oberen Berufsgruppen eine deutliche Mehrheit für den Ausbau von Betreu-
ungsplätzen aus.  

Abbildung 3: Präferenzen zur Familienförderung 

Quelle: DeutschlandTrend (2007) 

Insgesamt belegen diese Ergebnisse, dass sozialinvestive Maßnahmen von einer 
breiten Mehrheit der deutschen Bevölkerung befürwortet und insbesondere 
familienpolitische Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht 
nur von Beamtinnen/Beamten oder Selbstständigen, sondern auch von Arbeite-
rinnen/Arbeitern und (einfachen) Angestellten stark nachgefragt werden. Die 
oben zitierten Studien, welche eine Befürwortung dieser Maßnahmen verstärkt 
in den oberen sozialen Klassen vermuten, können – zumindest für den deut-
schen Fall – nicht bestätigt werden. In Übereinstimmung mit dieser Literatur ist 
aber der Befund, dass die obere Mitte sich stärker für Aktivierung durch Anreize 
einsetzt. Zudem finden klassische umverteilende Programme der sozialen Si-
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cherung weniger Unterstützung in den oberen Berufsgruppen, was ebenfalls 
mit existierenden Untersuchungen übereinstimmt.  

Insgesamt sind somit die umstrittenen Maßnahmen tendenziell gleichzeitig 
die, welche potenziell große verteilungspolitische Auswirkungen haben. So 
tragen die Programme der Sozialversicherungen und der sozialen Grundsiche-
rung besonders stark zur Reduzierung ökonomischer Ungleichheit bei, gleich-
zeitig trifft die Sanktionierung von (Langzeit-)Arbeitslosen die ohnehin sozial 
Schwächsten. Gleichzeitig wären potentielle Auswirkungen ungleicher Respon-
sivität eben in den Bereichen am stärksten spürbar, in denen die Präferenz-
unterschiede am deutlichsten sind, da hier der Spielraum für selektive Respon-
sivität vonseiten politischer Entscheidungsträger/-innen besonders hoch ist. 
Aufbauend auf diesen Ergebnissen widmet sich der nächste Abschnitt nun der 
Responsivitätsanalyse der großen Sozialstaatsreformen seit den 1980er Jahren. 

6 Responsivität in der Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik 

Die Skizzierung der reformpolitischen Entwicklung hat deutlich gemacht, dass 
sich in Deutschland ein Umbau zu einem aktivierenden Sozialstaat vollzogen 
hat, der zwar sowohl Kürzungen als auch den Ausbau sozialer 
(Dienst-)Leistungen umfasst, aber insgesamt stärker durch einen „Überhang 
fordernder gegenüber fördernden Interventionen“ (Lessenich 2012: 49) charak-
terisiert ist. Der folgende Abschnitt dient dazu, diesen Umbau im Hinblick da-
rauf zu analysieren, wessen Interessen bei den reformpolitischen Entscheidun-
gen stärker beziehungsweise weniger stark berücksichtigt wurden. Dabei steht 
die Frage im Vordergrund, ob der Umbau zu einem stärker auf Aktivierung aus-
gerichteten Sozialstaat durch eine verstärkte Orientierung an den Präferenzen 
oberer sozialer Klassen zustande kam. Zudem kann durch die Betrachtung ein-
zelner Reformen der Frage nachgegangen werden, ob die Ausweitung bezie-
hungsweise Kürzung sozialpolitischer Maßnahmen dann besonders wahr-
scheinlich ist, wenn bestimmte „Koalitionen“ von sozialen Klassen sie 
befürworten beziehungsweise ablehnen. 

Im Folgenden wird für die in Tabelle 1 zusammengefassten Reformen unter-
sucht, welche sozialen Gruppen sich jeweils mehrheitlich für oder gegen die 
Reformen ausgesprochen haben, um so ein differenziertes Bild über die 
Responsivität in diesem Politikfeld zu erhalten. In dieser Untersuchung ist die 
einzelne Reform – und nicht die einzelne Sachfrage aus den Umfragen – die 
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untersuchte Analyseeinheit. So wird für jede Reform anhand der passenden 
Sachfragen erhoben, ob die oberen und unteren Berufsgruppen sich für oder 
gegen die Reform ausgesprochen haben, wobei die mehrheitliche Zustimmung 
(> 50 Prozent) in einer Gruppe als Referenzgröße für „Zustimmung“ verwendet 
wird.17 Somit wird ein Schwellenwert festgelegt, anhand dessen gemessen wird, 
ob die Umsetzung einer Reform im Sinne der untersuchten Gruppe war oder 
nicht. In Fällen, in denen große Meinungsunterschiede zwischen verschiedenen 
Gruppen bestanden, obwohl sie alle mehrheitlich zustimmten oder ablehnten, 
wird dies zusätzlich diskutiert.  

Für jede untersuchte Reform wurden alle Fragen analysiert, die sich auf die 
jeweilige Reform beziehen. Wurden Fragen zu verschiedenen inhaltlichen As-
pekten einer Reform gestellt, wurden diese gesondert betrachtet. Zu den Hartz-
Reformen beispielsweise sind Fragen zur Verschärfung der Zumutbarkeitskrite-
rien, zur Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe und anderen As-
pekten der Reformen enthalten, die so einzeln analysiert werden konnten. Eine 
Reform wurde als responsiv gegenüber den oberen sozialen Klassen eingeord-
net, wenn mindestens die Selbstständigen oder die Beamtinnen und Beamten 
sich mehrheitlich für die jeweilige Politikänderung ausgesprochen haben, die 
ungelernten und die Facharbeiter/-innen sich aber dagegen. In den meisten 
Fällen, die als responsiv gegenüber den oberen sozialen Klassen kodiert wur-
den, stimmten aber beide oberen Berufsgruppen der Reform zu. Umgekehrt 
wurde eine Reform als responsiv gegenüber den unteren sozialen Klassen ein-
geordnet, wenn mindestens die ungelernten oder die Facharbeiter/-innen 
mehrheitlich dafür waren, die oberen Berufsgruppen aber beide dagegen.18 
Weiterhin wurde eine Reform als responsiv gegenüber niemandem bezie-
hungsweise gegenüber allen kategorisiert, wenn sich in allen betrachteten 
Gruppen eine Mehrheit für beziehungsweise gegen die jeweilige Reform ausge-
sprochen hat. 

Die Ergebnisse sind in Tabelle 1 dargestellt. Aus der Darstellung lassen sich 
vier Kernpunkte ableiten, die besondere Beachtung verdienen. Erstens zeigt die 
Analyse ein deutliches Muster selektiver Responsivität zugunsten oberer sozia-

|| 
17 Dementsprechend werden bei diesem Vorgehen viele Sachfragen zu sozialpolitischen 
Themen aus der Datenbank nicht berücksichtigt, weil sie nicht die behandelten Reformen 
tangieren oder Vorschläge beinhalten, die nicht umgesetzt wurden. Da der Fokus maßgeblich 
auf den Reformen liegt, die den deutschen Sozialstaat in den letzten 30 Jahren am stärksten 
verändert haben, wird durch diese Auswahl bewusst ein Schwerpunkt auf besonders folgenrei-
che Politikänderungen gelegt. 
18 Wie bereits erwähnt wurde, ändern sich die Ergebnisse der Analyse nicht, wenn statt Arbei-
terinnen und Arbeitern die Gruppe der einfachen Angestellten betrachtet wird. 
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ler Klassen in den großen Reformprojekten der letzten drei Jahrzehnte. So geht 
aus der Tabelle deutlich hervor, dass der Großteil der politischen Reformen den 
Präferenzen der oberen sozialen Klassen entsprach, während die von den obe-
ren sozialen Klassen befürworteten Reformen in mehr als der Hälfte der Fälle 
von den Arbeiterinnen und Arbeitern abgelehnt wurden. Dagegen ist im Unter-
suchungszeitraum keine einzige größere Reform in der Renten-, Arbeitsmarkt 
und Familienpolitik beschlossen worden, die nur von den unteren Berufsgrup-
pen befürwortet wurde.19 

In Bezug auf die inhaltliche Ausrichtung der Reformen sind es zweitens vor 
allem Kürzungsmaßnahmen in Programmen der absichernden Sozialpolitik, die 
gegen den Willen der Arbeiter/-innen, aber mit Unterstützung der Beamtin-
nen/Beamten und Selbstständigen beschlossen wurden. So unterstützten die 
oberen Berufsgruppen viele der in den 1990er Jahren beschlossenen Kürzungs-
maßnahmen in der Arbeitsmarktpolitik, wie beispielsweise die Kürzung der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall oder die Kürzung der Sozialhilfe. Dieses 
Muster ist besonders deutlich in den Jahren der rot-grünen Regierungskoalition, 
während derer die größten Einschnitte in den absichernden Programmen des 
Sozialstaates vorgenommen wurden. Die Riester-Rente, die Hartz-Gesetze und 
die Rentenreform 2004 wurden alle von den oberen Berufsgruppen befürwortet, 
von den unteren dagegen abgelehnt. Dabei sollte erwähnt werden, dass sich die 
unteren Berufsgruppen auch dann tendenziell gegen Einschnitte aussprachen, 
wenn sie zwischen einer Erhöhung von Beiträgen und einer Kürzung sozialer 
Leistung abwägen sollten.20 Daneben ist anzumerken, dass auch einige Kür-
zungsreformen beschlossen wurden, wie beispielsweise die Erhöhung des Ren-

|| 
19 Wie ebenfalls Tabelle 1 entnommen werden kann, konnten für einige Reformen, die bei der 
Darstellung der Reformentwicklung erwähnt wurden, keine passenden Fragen im Datensatz 
ermittelt werden. Bei einigen dieser Reformen ist dies sicher darauf zurückzuführen, dass sie 
weniger präsent in der öffentlichen Debatte waren und/oder eine geringe politische Tragweite 
hatten. Insgesamt sind zudem sowohl Kürzungsreformen (Rentenreform 1992) als auch Refor-
men, die eher zu Ausweitungen staatlicher Leistungen geführt haben (bspw. die Rücknahme 
der Kürzungen von Lohnfortzahlungen), nicht enthalten. Das Gleiche gilt für Veränderungen 
im Bereich aktiver Arbeitsmarktprogramme, die im Untersuchungszeitraum sowohl ausgewei-
tet als auch gekürzt wurden. Da also insgesamt sowohl Rückbau- als auch Ausbaumaßnahmen 
fehlen, ist es meines Erachtens unwahrscheinlich, dass die fehlenden Fälle zu einer systemati-
schen Verzerrung des Gesamtergebnisses führen. 
20 In Bezug auf die Riesterrente wurde beispielsweise die Frage gestellt, ob die Befragten eher 
eine Erhöhung der Beiträge oder eine Kürzung der Renten bei Stärkung einer privaten Alters-
vorsorge bevorzugten. Die ungelernten Arbeiter/-innen sprachen sich hier mit einer Mehrheit 
für die Erhöhung der Beiträge aus (Politbarometer 2000). 
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teneintrittsalters auf 67 Jahre, die von allen sozialen Klassen stark abgelehnt 
wurden. 

Tabelle 1: Responsivität in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 

  responsiv gegenüber…

Jahr Reform Änderungen 

al
le

n 

ni
em

an
de

m
 

un
te

re
n 

Kl
as

se
n 

ob
er

en
  

Kl
as

se
n 

1983 Haushaltsbegleitgesetz • Geringere Rentenerhöhung, 
Einführung eines Krankenkassen-
beitrages für Rentner*innen

   x 

1984-
1989 

Förderung der Frühverrentung • Möglichkeit der Frühverrentung 
mit 58 Jahren; staatlicher Zu-
schuss zu dem vom Arbeitgeber zu 
leistenden Vorruhestandsgeld

x    

    • Weitere Vorruhestandsregelun-
gen

x    

1985 Beschäftigungsförderungsge-
setz  

• Leichte Deregulierung, Erleichte-
rung der Befristung von Arbeits-
verträgen

nicht eindeutig 

1986 AFG-Novelle x 
1987-
1992 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 
(Ausweitungen und Kürzungen)

  keine Fragen 

1992 Rentenreform  • Kopplung der Renten an die 
Nettolöhne, Erhöhung Rentenalter

keine Fragen 

1994 Gesetz zur Umsetzung des 
Spar-, Konsolidierungs- und 
Wachstumprogramms

•  Kürzungen der Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung (bspw. 
Arbeitslosengeld) 

 x   

1996 Gesetz zur Reform des Sozial-
hilferechts 

• Kürzungen der Sozialhilfe, 
"Lohnabstandsgebot" zwischen 
Sozialhilfe und untersten Lohn-
gruppen

   x 

1997 Arbeitsförderungsreformgesetz • Druck auf Arbeitslose, Verschär-
fung der Zumtbarkeitskriterien 
(schlechter bezahlte Arbeit an-
nehmen, wenn Lohn so hoch wie 
ALG)

x    

1997 Wachstums- und Beschäfti-
gungsförderungsgesetz

• Kürzungen der Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfall

   x 
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  responsiv gegenüber… 

Jahr Reform Änderungen 

al
le

n 

ni
em

an
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m
 

un
te
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n 
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as
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n 
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er

en
  

Kl
as

se
n 

    • Erhöhung des Renteneintrittsal-
ters (Männer und Frauen)

   x 

1997 Rentenreform  • Kürzung der Rentenleistungen, 
Einführung des "Demographiefak-
tors"

 x   

1998 Zurücknahme der Rentenreform 
und der Kürzung der Lohnfort-
zahlungen 

  keine Fragen 

     
1999 Neuregelung zur Scheinselbst-

ständigkeit und zur geringfügi-
gen Beschäftigung 

• (Partielle) Eingliederung von 
geringfügig Beschäftigten und 
Scheinselbstständigen in die 
Sozialversicherung

nicht eindeutig 

2001 Kleinere Rentenkürzungen • Renten steigen nur in Höhe der 
Inflationsraten 

   x 

2001 Riester-Reform • Kürzung der Leistungen der 
gesetzlichen Rentenversicherung; 
Stärkung der privaten Vorsorge 
durch steuerliche Begünstigung; 
Bruch mit dem Paritätsprinzip

   x 

2002-
2005 

Hartz-Gesetze • Zusammenlegung von Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe

   x 

    • Kürzung des Arbeitslosengeldes 
auf 12 (maximal 18) Monate

   x 

    • Kürzungen Umschulungsmaß-
nahmen/ABMs 

   x 

    • Verschärfung der Zumutbar-
keitskriterien

x    

  Lockerung Kündigungsschutz • Lockerung Kündigungsschutz für 
kleine und mittlere Unternehmen

   x 

2004 Nullrunde Rente • Keine Erhöhung der Rente in 
2004

   x 

2004 Rentenversicherungs-
Nachhaltigkeitsgesetz 

• Kürzungen der zukünftigen 
Rentenleistungen der gesetzlichen 
Rentenversicherung durch Verän-
derung der Berechnungsformel 
("Nachhaltigkeitsfaktor")

   x 
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  responsiv gegenüber…

Jahr Reform Änderungen 

al
le

n 

ni
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n 
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en
  

Kl
as

se
n 

2004 Tagesbetreuungsausbau-
Gesetz 

• Ausbau der öffentlichen Betreu-
ungsplätze für Kinder unter 3 
Jahren 

keine Fragen 

2007 Gesetz zur Einführung des 
Elterngeldes 

• Elterngeld in Abhängigkeit des 
vorherigen Einkommens, 12 + 2 
Monate (wenn der Partner/die 
Partnerin mind. 2 Monate Eltern-
zeit nimmt)

x    

2007 Altersgrenzenanpassungsge-
setz  

• Schrittweise Erhöhung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre

 x   

2008 Kinderförderungsgesetz • Ausbau der öffentlichen Betreu-
ungsplätze für Kinder unter 3 
Jahren; Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz ab 2013

x    

2008 Korrekturen Hartz-IV • Verlängerung der Bezugsdauer 
von Arbeitslosengeld I für ältere 
Arbeitnehmer

x    

2014 Leistungsverbesserungsgesetz • Abschlagsfreie Rente mit 63 
nach 45 Beitragsjahren

x    

    • "Mütterrente": Anrechenbare 
Erziehungszeiten für Kinder, die 
vor 1992 geboren sind

x    

2014 Mindestlohngesetz • Einführen eines flächendecken-
den und branchenübergreifenden 
Mindestlohns

x    

Quelle: eigene Zusammenstellung 

Im Bereich der sanktionierenden Aktivierungspolitik sind drittens seit Mitte der 
1990er Jahre viele Verschärfungen der Zumutbarkeitskriterien zur Arbeitsauf-
nahme und andere Sanktionen für Arbeitslose beschlossen worden, die sowohl 
in den oberen als auch den unteren Berufsgruppen mehrheitlich befürwortet 
wurden. Es muss an dieser Stelle allerdings erwähnt werden, dass es zwar häu-
fig eine Mehrheit in allen Berufsgruppen für diese aktivierenden Maßnahmen 
gab, der Grad der Zustimmung aber – wie bereits im vorigen Abschnitt gezeigt 
worden ist – deutlich variiert. So befürworteten beispielsweise 49 Prozent der 
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ungelernten Arbeiter/-innen und 55 Prozent der Facharbeiter/-innen 2002 den 
Vorschlag, jungen Arbeitslosen die Leistungen zu kürzen, wenn diese nicht für 
ein Arbeitsangebot umziehen wollen – unter den Selbstständigen waren es aber 
73 Prozent (DeutschlandTrend 2002). Gleichzeitig ist zu beobachten, dass die 
Zustimmung zu einer Verschärfung der „Anreize“ zur Arbeitsaufnahme seit 
Anfang der 1990er Jahre in allen Berufsgruppen gestiegen ist, was sicherlich 
auch auf die zu diesem Zeitpunkt angestoßene „Sozialmissbrauchsdebatte“ 
zurückzuführen ist (Heinelt/ Weck 1998: 160–161). So kann festgehalten wer-
den, dass die Aktivierungspolitik insgesamt deutlich stärker von den oberen 
Berufsgruppen befürwortet wurde, während die Arbeiter/-innen diese zwar 
nicht gänzlich ablehnten, aber auch nicht mit großer Mehrheit unterstützten. 

Viertens hat sozialstaatlicher Ausbau nur dann stattgefunden, wenn nicht 
nur die Arbeiter/-innen, sondern auch die oberen Berufsgruppen die entspre-
chenden Maßnahmen befürwortet haben. Dies gilt ausnahmslos für alle Leis-
tungsverbesserungen, die im Untersuchungszeitraum beschlossen wurden. So 
sprachen sich beispielsweise in den 1980er Jahren alle Gruppen mehrheitlich 
für eine Förderung der Frühverrentung aus. Ebenso wurde der Ausbau fami-
lienpolitischer Maßnahmen in den 2000er Jahren oder die Einführung des Min-
destlohnes von einer breiten Mehrheit in der Bevölkerung getragen. Dabei fan-
den die größten Ausweitungen staatlicher Leistungen im Bereich der 
sozialinvestiven Maßnahmen statt.21 Wie der obige Abschnitt gezeigt hat, war 
die Unterstützung dieser Maßnahmen in allen Berufsgruppen sehr stark. Insbe-
sondere der Ausbau familienpolitischer Maßnahmen zur Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf kann als Ausweitung staatlicher Intervention in einem sozi-
alpolitischen Bereich betrachtet werden, in den der Staat bis zu diesem Zeit-
punkt wenig eingegriffen hatte. Sieht man von den Vorruhestandsregelungen 
der 1980er Jahre ab, sind die anderen kleineren Ausbaumaßnahmen – wie die 
Rente mit 63 oder die Mütterrente – dagegen eher als Mäßigung früherer Kür-
zungsmaßnahmen für einzelne Gruppen zu bewerten, schwerlich aber als wohl-
fahrtsstaatlicher Ausbau im eigentlichen Sinne.22  

|| 
21 Der Ausbau der Betreuungsplätze und das Elterngeld wurden auch stark von den Arbeitge-
berverbänden unterstützt (Fleckenstein/Lee 2014; Seeleib‐Kaiser 2016: 233–234). 
22 Die Einführung des flächendeckenden Mindestlohns, die ebenfalls von allen Gruppen 
unterstützt wurde, ist weniger eindeutig interpretierbar. So ist die Einführung zwar als Maß-
nahme zu werten, welche die Einkommenssicherung der unteren Lohngruppen stärkt – gleich-
zeitig kann sie aber auch als Schwäche der Gewerkschaften gedeutet werden, die über die 
Instrumente der Tarifpolitik nicht mehr in der Lage sind, in allen Branchen Löhne auszuhan-
deln, die einen sicheren Lebensstandard ermöglichen. Zudem handelt es sich hierbei um eine 
regulative Maßnahme, die für den Staat kostenneutral ist, und dementsprechend nicht um eine 
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Insgesamt bestätigen diese Ergebnisse das Argument, dass der Umbau zu 
einem weniger absichernden und stärker beschäftigungsfördernden Sozialstaat 
von der Unterstützung mittlerer und oberer sozialer Klassen getragen wird. Der 
Ausbau sozialinvestiver Leistungen wurde dabei aber sowohl von unteren als 
auch von oberen sozialen Klassen stark befürwortet, wohingegen die maßgebli-
che Konfliktlinie in Bezug auf die Kürzungen in der absichernden Sozialpolitik 
verlief. Dass Ausweitungen ausschließlich dann stattfanden, wenn die jeweilige 
Maßnahme auch von oberen Berufsgruppen befürwortet wurde, zeigt, dass 
untere Berufsgruppen höchstens „coincidental representation“ (Enns 2015), 
aber keine substantielle politische Repräsentation erfahren. Dies gilt im gesam-
ten Untersuchungszeitraum – und damit auch für Regierungskoalitionen unter-
schiedlichster Couleur. Dieser Befund kann aus demokratietheoretischer Per-
spektive auch nicht damit gerechtfertigt werden, dass die Gruppe der 
Arbeiter/-innen zahlenmäßig kleiner geworden ist, da im gleichen Zeitraum der 
Anteil der Angestellten im unteren Dienstleistungssektor stetig größer gewor-
den ist – und diese gleichermaßen von der Schieflage politischer Repräsentati-
on betroffen sind. 

7 Schlussdiskussion 
Wie im Verlauf dieses Artikels gezeigt werden konnte, sind die politischen Ent-
scheidungen in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik in Deutschland stark zu-
gunsten der oberen Berufsgruppen verzerrt. Während die großen sozialpoliti-
schen Reformen der letzten drei Jahrzehnte zu einem überwiegenden Teil den 
Präferenzen der Selbstständigen und Beamtinnen/Beamten entsprachen, kann 
kein solcher Zusammenhang für die Arbeiter/-innen und einfachen Angestellten 
festgestellt werden. Vielmehr wurden nur dann die Anliegen unterer Berufs-
gruppen umgesetzt, wenn sich auch die oberen Berufsgruppen für eben diese 
Anliegen aussprachen. Aus der vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung 
wissen wir zwar, dass politische Koalitionen zwischen der Arbeiterklasse und 
anderen sozialen Gruppen auch in der Vergangenheit immer eine große Rolle 
für die Art und den Umfang wohlfahrtsstaatlicher Politik gespielt haben 
(Baldwin 1990: 9; Esping-Andersen 1990: 26–33), die Befunde dieser Untersu-

|| 
Ausweitung staatlicher Sozialleistungen. Bereits seit 2005 sprach sich immer wieder eine 
deutliche Mehrheit in allen Berufsgruppen für die Ausweitung des Mindestlohns auf weitere 
Branchen beziehungsweise für die Einführung eines flächendeckenden Mindestlohnes aus. 
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chung verdeutlichen aber eine äußerst prekäre politische Situation unterer 
sozialer Klassen, denn die Koalition, auf die sie für einen Ausbau sozialstaatli-
cher Maßnahmen angewiesen sind, vernachlässigt zu einem überwiegenden 
Teil ihre Anliegen. Die oberen Berufsgruppen dagegen scheinen keine klassen-
übergreifende Koalition mit Arbeiterinnen und Arbeitern oder einfachen Ange-
stellten zu brauchen, um ihre politischen Anliegen umgesetzt zu sehen.  

Diese ungleiche politische Repräsentation hat spezifische Implikationen für 
den wohlfahrtsstaatlichen Umbau, denn die empirische Analyse konnte zeigen, 
dass den Einstellungsunterschieden zwischen den Berufsgruppen ein klares 
Muster zugrunde liegt. Während sich die oberen Berufsgruppen verstärkt für 
Kürzungen im Bereich der traditionell absichernden Programme der sozialen 
Sicherung aussprechen, sind die unteren Berufsgruppen die stärksten Befür-
worter absichernder Sozialpolitik. Ähnliches gilt für Maßnahmen, die Arbeits-
marktaktivierung durch strengere Bedürftigkeitsprüfungen der Grundsicherung 
oder strengere Zumutbarkeitskriterien zur Arbeitsaufnahme erreichen wollen. 
Auch diese Maßnahmen finden unter Arbeiterinnen und Arbeitern weitaus we-
niger Zustimmung als unter Selbstständigen oder Beamtinnen und Beamten, 
auch wenn sie insgesamt tendenziell stärker befürwortet werden als Einschnitte 
in der absichernden Sozialpolitik. Anders dagegen verhält es sich mit sozialin-
vestiven Maßnahmen, die durch staatliche Investitionen eine breite Arbeits-
marktpartizipation fördern. Hier sind die Unterschiede zwischen den Berufs-
gruppen mit Abstand am kleinsten, da Ausweitungen von allen Gruppen 
befürwortet werden. Insgesamt konnte somit gezeigt werden, dass der Umbau 
des deutschen Sozialstaates, welcher sich durch einen Abbau traditioneller 
Sozialleistungen und einen starken Fokus auf Aktivierung auszeichnet, dem 
gefundenen Muster ungleicher politischer Responsivität entspricht. So reflek-
tierte der Umbau zum aktivierenden Wohlfahrtsstaat maßgeblich die Präferen-
zen oberer Berufsgruppen, wohingegen die Arbeiter/-innen insbesondere die 
Kürzungsreformen im Bereich der absichernden Politik ablehnten und ohne die 
Unterstützung der oberen Berufsgruppen keine Verbesserungen erreichen 
konnten. Parteiübergreifende selektive Responsivität kann somit zu einem bes-
seren Verständnis des wohlfahrtsstaatlichen Wandels und einer stärkeren sozi-
alpolitischen Ausrichtung auf Aktivierung beitragen.  

Diese Befunde werfen die weiterführende Frage auf, wodurch diese syste-
matische Verzerrung in den politischen Entscheidungen zustande kommt. In 
der Diskussion um die Ursachen ungleicher Responsivität finden sich unter-
schiedliche Positionen, die allerdings nicht abschließend empirisch überprüft 
sind. Ein häufig vorgebrachtes Argument ist, dass die politischen Entschei-
dungsträger zunehmend selektiv responsiv sind, weil gerade die weniger Privi-
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legierten sich verstärkt von der Politik abwenden und nicht mehr an Wahlen 
oder anderen Partizipationsformen beteiligen (Griffin/Newman 2005; Schäfer 
2015; Solt 2008). Da in dieser Untersuchung ungleicher Responsivität aber kein 
eindeutiger Zeittrend sich verschärfender politischer Ungleichheit zu erkennen 
ist, weckt dies zumindest Zweifel daran, dass die ungleiche Wahlbeteiligung die 
Hauptursache sein kann – vielmehr lässt sich vermuten, dass sich die Erfahrung 
eines dauerhaften Repräsentationsdefizits in eine zunehmende politische Re-
signation übersetzt.  

Daneben werden in verschiedenen Literatursträngen der (monetäre) Ein-
fluss wirtschaftsnaher Lobbygruppen und privater Großspender/-innen 
(Gilens/Page 2014; Hacker/Pierson 2010), zunehmende strukturelle Zwänge 
(Mair 2013; Schäfer/Streeck 2013) oder die mangelnde deskriptive Repräsentati-
on unterer sozialer Klassen in den Parlamenten (Carnes 2013) als mögliche Ein-
flussfaktoren diskutiert. Ersteres Argument wird allerdings vornehmlich für den 
US-amerikanischen Fall vorgebracht, da die Parteien- und Wahlkampffinanzie-
rung in den USA fast ausschließlich durch private (Groß-)spenden erfolgt. Dem-
entsprechend ist die strukturelle Abhängigkeit der Abgeordneten von der Gunst 
privater Spender/-innen hoch, weshalb einige amerikanische Autoren die un-
gleiche politische Responsivität in den USA auf die Finanzierung des Parteien-
systems zurückführen (Gilens 2015; Lessig 2011). Für den deutschen Fall ist 
dieses Argument weniger plausibel, da die Einnahmen der Parteien sich hier 
hauptsächlich auf Mitgliederbeiträge und staatliche Finanzierung stützen, wäh-
rend private Spenden nur etwa zehn bis zwanzig Prozent der Parteienfinanzie-
rung ausmachen.23 Stattdessen scheint es durchaus plausibel, dass andere Fak-
toren in Deutschland (zusammen-)wirken. So hat der fiskalpolitische Druck auf 
die öffentlichen Haushalte – beispielsweise im Zuge der Wiedervereinigung, 
aber in jüngeren Jahren auch durch die politisch selbst gesetzte Schuldenbrem-
se – stark zugenommen. Gleichzeitig beobachten wir eine Dominanz von gerade 
den Berufsgruppen im deutschen Bundestag, deren politische Präferenzen am 
stärksten berücksichtigt werden. So sind über die Hälfte der Abgeordneten 
Selbstständige oder Beamte – die damit gemessen an ihrem Anteil an der Ge-
samtbevölkerung deutlich überrepräsentiert sind –, während sich so gut wie 

|| 
23 Die Struktur der Einnahmen können den jährlichen Rechenschaftsberichten der Bundesre-
gierung entnommen werden:  
https://www.bundestag.de/parlament/praesidium/parteienfinanzierung/rechenschaftsbericht
e/rechenschaftsberichte/202446 (Zugriff am 4. Dezember 2018). 
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keine Arbeiter/-innen oder einfachen Angestellten im Parlament finden.24 Da-
neben erhöht sich die Anzahl von Abgeordneten mit Abitur oder Hochschulab-
schluss seit den 1950er Jahren stetig, was dazu geführt hat, dass heute kaum 
noch Parlamentarier/-innen ohne Hochschulabschluss im Bundestag sitzen 
(Schäfer 2015). Wenn bestimmte soziale Gruppen aber fast vollständig vom 
gesetzgebenden Prozess ausgeschlossen und ihre Perspektiven in den politi-
schen Debatten nicht präsent sind, so besteht die Gefahr, dass ihre Anliegen 
nicht berücksichtigt oder gar nicht erst wahrgenommen werden (Mansbridge 
2015). Für die USA und einige lateinamerikanische Länder existieren bereits 
Studien, die zeigen, dass Abgeordnete aus der Arbeiterklasse sich häufiger für 
eine stärker umverteilende Wirtschafts- und Sozialpolitik einsetzen und ent-
sprechende Gesetzesentwürfe einbringen als andere Abgeordnete (Carnes 2012; 
Carnes/Lupu 2015). Diese Ergebnisse legen nahe, dass die (zunehmende) soziale 
Exklusivität der Parlamente auch die substantielle Repräsentation sozial weni-
ger privilegierter Gruppen schwächt.25 Weitere empirische Untersuchungen, die 
die Plausibilität dieser Argumente auch empirisch überprüfen, könnten unser 
Verständnis über die Ursachen der hier dargestellten Befunde deshalb erheblich 
bereichern.  
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Anhang 
Tabelle A1: Beispielfragen aus verschiedenen sozialpolitischen Bereichen 

Frage Datenquelle Jahr

Absichernde Sozialpolitik
Was halten Sie von dem Vorschlag, die Lebensarbeitszeit zu 
verkürzen: Man kann mit 58 Jahren aufhören zu arbeiten, 
kriegt allerdings weniger Rente/Pension. Stimmen Sie zu oder 
lehnen Sie ab? 

Politbarometer 1984 

Den Rentenkassen fehlt zukünftig Geld. Deshalb wird zur Zeit 
auch über die Finanzierung der Rentenkassen gesprochen. 
Was meinen Sie, sollten die Rentenbeiträge erhöht werden, 

Politbarometer 2001 
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Frage Datenquelle Jahr

um die Renten in Zukunft nicht kürzen zu müssen, oder sollten 
die Renten gekürzt werden und ein Ausgleich über private 
Altersvorsorge getroffen werden?
Derzeit wird über die Einführung eines allgemeinen gesetzli-
chen Mindestlohns in Deutschland diskutiert. Sind Sie für die 
Einführung eines solchen Mindestlohns oder dagegen? 

DeutschlandTrend 2011

Aktivierende Sozialpolitik (Sanktionen)
Vor kurzem wurde vorgeschlagen: Arbeitslose sollten, um 
Arbeit zu finden, für weniger Geld arbeiten als die übrigen 
Erwerbstätigen. Finden Sie diesen Vorschlag gut oder finden 
Sie ihn nicht gut? 

Politbarometer 1993

Ein weiterer Vorschlag sieht die Senkung der Zumutbarkeits-
grenze vor. Dadurch müssen ledige oder jüngere Arbeitslose 
zum Beispiel auch umziehen, wenn ihnen in einer anderen 
Stadt ein Arbeitsplatz angeboten wird. Ansonsten droht ihnen 
eine Kürzung des Arbeitslosengeldes. Befürworten Sie diesen 
Vorschlag oder lehnen Sie ihn ab?

DeutschlandTrend 2001

Es gibt auch den Vorschlag, das Arbeitslosengeld zu kürzen, 
um zusätzliche Anreize zu schaffen, auch schlechter bezahlte 
Jobs anzunehmen. Finden Sie diesen Vorschlag gut oder fin-
den Sie ihn nicht gut?

Politbarometer 2003

Sozialinvestive Sozialpolitik
Im Rahmen der Sparmaßnahmen soll die Ausbildungsbeihilfe 
für Schüler (Schüler-Bafög) gestrichen werden. Finden Sie das 
gut oder finden Sie das nicht gut?

Politbarometer 1982

Die Bundesregierung plant, bis zum Jahr 2013 die Zahl der 
Krippenplätze für Kinder unter drei Jahren zu verdreifachen. 
Finden Sie das richtig oder finden Sie das nicht richtig? 

Politbarometer 2007

Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt hat vorgeschla-
gen, dass Arbeitnehmer, die sich um ihre pflegebedürftigen 
Angehörigen kümmern, bis zu sechs Monate unbezahlten 
Urlaub nehmen können, ähnlich wie die Auszeit für Eltern nach 
der Geburt ihrer Kinder. Geht dieser Vorschlag Ihrer Meinung 
nach in die richtige oder in die falsche Richtung?

DeutschlandTrend 2007

Quelle: eigene Zusammenstellung  
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Tabelle A2: Größe der Berufsgruppen im Zeitverlauf 

  Arbeiter/-innen Angestellte Beamt/-innen Selbstständige 

1980 43.8 38.5 8.7 8.9
1985 40.9 40.6 9.1 9.4
1990 38.2 44.2 8.6 9.0
1995 36.5 47.2 6.9 9.4
2000 34.9 48.6 6.4 10.0
2005 29.8 52.8 6.2 11.3
2010 25.4 58.2 5.4 11.0

Quelle: Statistisches Bundesamt 2016a; als Arbeiter/-innen gelten alle Lohnempfänger, als 
Angestellte alle nicht beamteten Gehaltsempfänger/-innen. Für die Zuordnung ist grundsätz-
lich die Vereinbarung im Arbeitsvertrag und nicht die Mitgliedschaft in einer Rentenversiche-
rung für Angestellte bzw. Arbeiter/-innen entscheidend. Mithelfende Familienangehörige sind 
aus der Berechnung ausgeschlossen. 
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Abstract: During the last decades, many welfare states have undergone a mas-
sive restructuring, which is characterized, despite large cross-country varia-
tions, by a common reform trajectory towards a more activating welfare state. In 
this paper, I argue that representational inequality along social class lines is 
one important factor that can advance our understanding of this welfare state 
shift. With an empirical examination of the important social policy and labor 
market reforms in Germany since the 1980s, I show that the major policy deci-
sions corresponded with the preferences of the better off. Lower social classes, 
in contrast, only saw their preferences politically enacted when they were in 
line with those of higher social classes. Since conflicts were most intense over 
traditional income protection measures, whereas all groups show strong sup-
port for the expansion of social investment, this unequal responsiveness not 
only leads to welfare retrenchment, but rather to a recalibration with complex 
distributional consequences. 
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